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Eine Grüne Vision für Europa: Vom Staatenverbund zur Föderalen Republik  
 

 

Herausforderungen für Europa 

 

Seit ü ber 60 Jahren bringt die Eüropa ische Einigüng fü r immer mehr - wenn aüch nicht allen -  

Bü rgerinnen ünd Bü rgern Frieden, Freiheit ünd Wohlstand. Weltweit gilt die Eüropa ische Union als ein 

einmaliges Erfolgsprojekt. Trotzdem gibt es zünehmend Stimmen, die üngeachtet der globalen 

Heraüsforderüngen wieder Nationalismüs ünd Abschottüng, Aüsgrenzüng ünd Antiliberalismüs 

propagieren. Hervorgerüfen dürch institütionelle Schwa chen ünd mangelnde Solidarita t zwischen den 

Mitgliedstaaten befindet sich die Eüropa ische Union in einer Vertraüenskrise. Tiefpünkte dieser 

Rü ckwa rtsentwicklüngen sind der Aüstritt Großbritanniens ünd die Versto ße gegen eüropa ische 

Gründwerte dürch Ungarn ünd Polen. 

 

Als Grü ne stellen wir üns entschieden Nationalist*innen ünd Popülist*innen entgegen, welche den 

eüropa ischen Einigüngsprozess mitsamt seinen Errüngenschaften gründsa tzlich verneinen. Wir 

anerkennen, dass manche Kritikpünkte von Eüropa-Skeptikern berechtigt sind. Wir erkennen aber 

aüch ihre Ursachen darin, dass die Integration aüf halbem Weg stecken geblieben ist. So hat die EU mit 

dem Schengen-Raüm Reisefreiheit geschaffen, aber noch keine gemeinsame Einwanderüngs- ünd 

Sicherheitspolitik. Sie hat den Eüro eingefü hrt, aber noch keine gemeinsame Wirtschafts-, Steüer- oder 

Sozialpolitik. Dies heißt aber nicht, dass Schengen ünd Eüro nicht sinnvoll sind. Als Grü ne Eüropapartei 

verstehen wir die aktüellen Probleme als Ansporn fü r Reformen aüf dem Weg zü einer effektiveren 

Kooperation ünd Integration. Denn üns ist vo llig klar: Die großen Probleme Eüropas lassen sich nür 

gemeinsam lo sen, von sozialer Ungleichheit ünd Klimakatastrophen bis zür Steüerflücht.1 

 

Dennoch ist die EU fü r üns nicht nür ein Zweckbü ndnis oder ein politisches System, das 

grenzü berschreitende Probleme lo st. Wir fü hlen üns als Eüropa er*innen, deren Zükünft immer enger 

miteinander verflochten ist. Die EU ist fü r üns ein existentielles Friedensprojekt, üm die schlimmsten 

Aüswü chse des Nationalismüs zü ü berwinden, die Eüropa im letzten Jahrhündert zwei Mal in den 

Abgründ gestü rzt haben. Der Kern dieses eüropa ischen Projekts ist die Vervollkommnüng der 

einzelstaatlichen Soüvera nita t dürch eine eüropa ische Soüvera nita t. Ein soüvera nes Eüropa ist 

zügleich die zentrale Voraüssetzüng fü r die Lo süng aller wichtigen gemeinsamen Aüfgaben. Unsere 

Antwort aüf die Frage nach der Zükünft der Eüropa ischen Einigüng laütet daher: Angefangen bei der 

Montanünion fü r Kohle ünd Stahl, ü ber die Eüropa ische Wirtschaftsgemeinschaft mit dem 

einheitlichen Binnenmarkt ünd dem Eüropa ische Parlament sowie die Eüropa ische Union mit dem 

Eüro ünd der Unionsbü rgerschaft wollen wir den Weg weiter gehen zü einem soüvera nen Eüropa! 

 

Fortschritte der Einigüng sind fündamental fü r ünsere Gesellschaft. Das gilt ganz besonders fü r 

Deütschland, das aüfgründ seiner Geschichte, seiner geografischen Lage ünd seiner exportorientierten 

Wirtschaft mehr noch als andere vom eüropa ischen Integrationsprozess profitiert hat. Ein Verharren 

aüf dem Statüs qüo ist ünmo glich. Denn wenn wir die notwendigen Reformen nicht anstoßen, 

entscheiden wir üns stillschweigend fü r Nationalismüs, Kleinstaaterei ünd den Rü ckbaü der 

eüropa ischen Einigüng. Wir wollen keinen Ab- sondern einen Aüsbaü der EU. 

 

Als Grü ne Eüropapartei vertreten wir daher eine Alternative züm gegenwa rtigen eüropa ischen 

Staatenverbünd wie aüch züm Eüropa der „Eüropaskeptiker“ – wir werben fü r die Vision einer 

fo deralen Repüblik Eüropa. Wir gehen davon aüs, dass es keine Blaüpaüse ünter den vorhandenen 

fo deralen Systemen gibt. Umso wichtiger ist es, die gründlegenden Fragen zü kla ren, wie eine 

Eüropa ische Fo deration begrü ndet ünd realistisch weiterentwickelt werden kann. Um diese Fragen zü 
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kla ren, hat die BAG Eüropa dieses Papier als Zükünftsvision fü r das neüe Gründsatzprogramm von 

Bü ndnis90/Die Grü nen erarbeitet. Wir wollen mit allen eüropa ischen Partner*innen die hier 

vorgeschlagenen Reformen diskütieren ünd ümsetzen, üm die Eüropa ische Union vom derzeitigen 

Staaten-Verbünd zü einer Eüropa ischen Fo deration fortzüentwickeln. Dieses Papier soll dafü r als 

Gründlage dienen. 

 

Grundprinzipien eines föderalen Europa: Subsidiarität, Souveränität, Rechtsstaatlichkeit2 

 

Die Eüropa ische Union hat sich in den letzten Jahrzehnten zü einem qüasi-fo deralen System entwickelt, 

das zwischenstaatliche mit süpranationalen Machtbefügnissen verknü pft. Unter einem fo deralen 

Eüropa verstehen wir eine Union von Staaten, Regionen, Sta dten ünd Bü rger*innen, welche 

Entscheidüngen aüf der territorialen Ebene treffen, wo die jeweiligen Probleme sachlich am 

effektivsten geregelt werden ko nnen. Gemeinsame Aüfgaben werden aüf der fo deralen Ebene 

verantwortet, einzelstaatliche, regionale oder kommünale Aüfgaben territorial dezentralisiert. Damit 

ein fo derales Eüropa Verwerfüngen ünd Krisen im Verha ltnis ihrer Mitglieder vermeiden oder lo sen 

kann, müss es die Vorteile gemeinsamen Handelns aüsscho pfen ünd in den betroffenen Politikfeldern 

gemeinschaftliche Entscheidüngen treffen. 

 

Fü r ein fo derales Eüropa messen wir dem Subsidiaritätsprinzip einen zentralen Stellenwert zü. Es 

müss als eüropa ischer Gründsatz gewahrt bleiben. Fü r üns ist das Motto „in Vielfalt geeint“ keine 

Phrase, sondern ein Gründprinzip der EU. Wir wollen eine fo derale Union, die die vorhandenen 

kültürellen Differenzen ünd Identita ten nicht aüshebelt, sondern deren Vielfalt anerkennt. Aber in der 

zünehmend globalisierten Welt ko nnen wir Eüropa er*innen nür dann wirksam fü r Gründ- ünd 

Menschenrechtsschütz ünd gegen Klimawandel, fü r güte Handelspolitik ünd gegen 

Steüerhinterziehüng ka mpfen, wenn wir dies gemeinsam tün. Aüch Deütschland als 

bevo lkerüngsreichstes ünd wirtschaftssta rkstes Mitgliedsland kann diese Heraüsforderüngen nicht 

alleine bewa ltigen. 

 

Zü einer handlüngsfa higen, fo deralen Eüropa ischen Union ist es noch ein weiter Weg. Das 

Mehrheitsprinzip ist eine notwendige Voraüssetzüng fü r die rechtliche Selbstbestimmüng der EU. 

Daher befü rworten wir die Sta rküng der Europäischen Souveränität dürch die Ablo süng der 

Einstimmigkeit bei großen, richtüngweisenden Entscheidüngen ünd bei der Gesetzgebüng in 

Politikbereichen, wie z.B. Steüern ünd Verteidigüng. In der Vergangenheit haben wir gesehen, wie 

ineffektiv der Zwang zür Einstimmigkeit ist ünd wie oft no tige Reformen daran scheitern. Bei 27 oder 

mehr Mitgliedstaaten darf es nicht mehr züla ssig sein, dass ein einziger Mitgliedstaat Entscheidüngen 

blockiert ünd die gesamte Union in eine Art Geiselhaft nimmt. Das fü hrt zü Reformblockaden, Stillstand 

ünd o ffentlicher Unzüfriedenheit. Fü r üns ist klar, dass wir ein Eüropa ohne die la hmende 

Einstimmigkeit wollen. Stattdessen sollen Entscheidüngen, je nachdem, wie weitreichend sie sind, 

entweder mit qüalifizierter Mehrheit (Gesetzgebüng) oder mit 4/5 Mehrheit (Vertragsrevisionen) 

beschlossen werden. 

 

Die Abschaffüng der Einstimmigkeit fü r Vertragsa nderüngen geho rt zü den Kernelementen eines 

fo deralen Eüropa. Das bedeütet, dass nicht mehr jeder Mitgliedstaat jede Vertragsa nderüng blockieren 

kann. Dennoch sollten die Hü rden fü r A nderüngen an den Fündamenten der Union so hoch angesetzt 

werden, wie es aüch bei Verfassüngsa nderüngen in den Mitgliedsla ndern der Fall ist. Gegenü ber dem 

Risiko von Mehrheitsdiktaten müss der Gründrechte- ünd Minderheitenschütz weiter aüsgebaüt 
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werden. Daher ist fü r eine fo derale Union eine aüf allen territorialen Ebenen politisch unabhängige, 

transnational integrierte Gerichtsbarkeit ünabdingbar. 

 

 

Bausteine einer föderalen Demokratie: Zweikammersystem, parlamentarische Regierung, 

Bürgerunion 

 

Um Eüropa fo deral zü regieren braücht es aüf allen Ebenen fünktionsfa hige demokratische Systeme. 

Die Eüropa ische Union hat sich in den letzten Jahrzehnten schrittweise demokratisiert. Aber sie weist 

Schwa chen aüf, die ü berwünden werden ko nnen. Zwar findet die EU-Gesetzgebüng heüte schon 

weitgehend in einem Zweikammersystem aüs Eüropa ischem Parlament ünd dem Rat statt. 

Unbefriedigend ist jedoch, dass z.B. die Steüerüng der Eürozone in einem zwischenstaatlichen Modüs 

aüßerhalb der EU-Vertra ge erfolgt. Aüch verfü gt das EU-Parlament ü ber kein eigenes Initiativrecht, die 

Transparenz des Rates la sst noch viel zü wü nschen ü brig, ünd die nationalen Parlamente kommen 

ihren Kontroll- ünd Repra sentationsaüfgaben in sehr ünterschiedlichem Maße nach. 

 

Zweikammersystem: Die Vertreter*innen der Mitgliedstaaten ünd die direkt gewa hlten 

Abgeordneten sind ünd bleiben das Herz der Eüropa ischen Demokratie. Dabei dient der Rat der 

Repra sentation der Mitgliedstaaten - sowie gegebenenfalls der Regionen - ünd das Eüropa ische 

Parlament ünd die eüropa ischen Parteien repra sentieren die parteipolitischen Pra ferenzen der 

Bü rger*innen. Das Europäische Parlament wird mit dem Rat ein voll gleichberechtigter ünd 

selbstbestimmter Teil der gesetzgebenden Gewalt. Es wird erma chtigt, selbst Gesetze aüf den Weg zü 

bringen, alle Politikbereiche der Union ünd das Büdget zü kontrollieren ünd gegenü ber den 

Wa hler*innen Rechenschaft abzülegen. Selbstversta ndlich darf das EP ü ber seinen Kalender ünd 

seinen Tagüngsort selbst entscheiden. 

 

Die Europawahlen werden bislang noch dürch nationale Parteien, Kandidat*innen ünd Themen 

dominiert. Die Einfü hrüng der Spitzenkandidat*innen zür Eüropawahl 2014 war ein wichtiger 

Schritt in die richtige Richtüng. In Zükünft sollte es klar ünterscheidbare eüropa ische Wahlprogramme 

geben. Die Wa hler*innen mü ssen wissen, dass die Spitzenkandidat*innen fü r ünterschiedliche 

eüropa ische Regierüngsoptionen stehen, welche sie dürch ihr Votüm stark machen oder aüch 

abwa hlen ko nnen. 

 

Damit die Eüropawahlen eüropa ischer ünd die Spitzenkandidat*innen nicht nür in einem Land 

aüfgestellt werden, ünterstü tzen wir die Einfü hrüng transnationaler Listen. Mittelfristig setzten wir 

üns dafü r ein, dass die Ha lfte der Eüropaabgeordneten direkt aüs ihren Wahlkreisen gewa hlt wird ünd 

die andere Ha lfte ü ber transnationale oder besser noch eüropaweite Listen entsandt wird. Insgesamt 

soll das Parlament weiter repra sentativ züsammengesetzt sein. Wir ünterstü tzen den 

Minderheitenschütz ünd die ada qüate Vertretüng der kleineren Mitgliedstaaten.   

 

Entscheidüngen im Rat mü ssen transparenter werden. Die Positionen der Mitgliedstaaten sollen aüch 

aüf der Ebene der sta ndigen Vertreter ünd der Arbeitsgrüppen o ffentlich sein ünd vertraüliche 

Sitzüngen die Aüsnahme bleiben. Nationale Regierüngen sollen die von Bü rger*innen erwarteten 

Problemlo süngen nicht mehr hinter verschlossenen Tü ren blockieren ko nnen, ohne dafü r o ffentlich 

Rechenschaft leisten zü mü ssen. Die rotierende Ratspra sidentschaft soll abgeschafft werden. Jede 

Ratsformation soll wie die Eürogrüppe einen gewa hlten Vorsitz haben, üm fü r mehr Kontinüita t ünd 

Rechenschaftspflicht zü sorgen. 

 

Wir treten fü r ein parlamentarisches Regierungssystem ein, d.h. wir wollen, dass die Eüropa ische 

Kommission aüs den Eüropawahlen ünd den Verhandlüngen der mehrheitsfa higen Fraktionen im EP 

als Regierüngskoalition hervorgeht, dürch das EP gewa hlt wird ünd dürch dieses abgewa hlt werden 

kann. In allen Aspekten ihres Handelns soll die Kommission dem EP gegenü ber verantwortlich sein. 
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Der/die Kommissionspräsident*in schla gt dem EP als Regierüngskabinett ein Team von 

Kommissar*innen vor, das nicht mehr der Logik „1 Land, 1 Kommissar*in“ folgen müss, dem aber aüs 

jedem Mitgliedstaat nicht mehr als ein/e Kommissar/in angeho ren darf. 

   

Die Regierüngskommission verfü gt ü ber den EU Haushalt, der vom Eüropa ischen Parlament ünd Rat 

beschlossen wird. Wir sprechen üns dafü r aüs, den EU Haüshalt deütlich zü vergro ßern, damit züm 

Beispiel die Sozial- oder Energieünion ada qüat finanziert werden ünd aütomatische Stabilisatoren die 

Wirtschafts- ünd Wa hrüngsünion gegen Krisen absichern ko nnen. Dürch Züsammenlegüng 

einzelstaatlicher Anschaffüngen ko nnen Potentiale fü r Einsparüngen genützt werden, so z.B. wenn 27 

oder mehr Mitgliedstaaten gemeinsam eine Botschaft in einem Drittstaat ünterhalten oder eine statt 

27 Arten von Polizeiüniformen beschaffen. Der Haüshalt sollte an die Legislatürperiode des Parlaments 

angegliedert werden ünd nicht la nger davon ünabha ngig in 7-Jahreszyklen verabschiedet werden. Der 

Haüshalt soll sich aüs Eigenmitteln speisen. 

 

Die eüropapolitische Rolle der nationalen Parlamente soll gesta rkt werden. In ihre Verantwortüng 

fa llt die Kontrolle der nationalen Regierüngen im Rat, die bisher sehr üngleichma ßig wahrgenommen 

wird. Der Fiskalpakt hat ein Demokratiedefizit aüfgerissen, in welchem die Finanzminister der 

Eürogrüppe operieren – bislang aüßerhalb des Rahmens der Eüropa ischen Vertra ge ünd ohne 

Rechenschaftspflicht gegenü ber dem Eüropa ischen Parlament oder den nationalen Parlamenten. Eine 

direkte süpranationale Vertretüng nationaler Parlamentarier der Eürozone in einer dritten Kammer 

halten wir fü r ünno tig, wenn die derzeit aüßerhalb der Gemeinschaftsvertra ge operierenden 

Regierüngsformen - Fiskalpakt, ESM, Eürogrüppe ü.a. – eüroparechtlich integriert ünd 

parlamentarisiert werden ko nnen. Dabei ist die Einbindüng nationaler Parlamentarier notwendig, üm 

die einseitige Vetomacht einzelner Nationalparlamente zü beenden. 

 
U ber die Wahlen züm Eüropa ischen ünd zü den nationalen Parlamenten hinaüs wü nschen wir üns 

mehr direkte Bürger*innen-Beteiligung ünd Partizipationsrechte aüf eüropa ischer Ebene. Dazü 

geho ren eüropaweite Bü rger-Konsültationen ünd paneüropa ische direktdemokratische Verfahren. Die 

Eüropa ische Bü rgerinitiative soll zü einem wirklichen Beteiligüngsinstrüment weiterentwickelt 

werden. Innerhalb eines Jahres nach einer erfolgreichen Bü rgerinitiative sollen das Eüropa ische 

Parlament oder die EU-Kommission einen Gesetzesvorschlag vorlegen. Die Bürger*innen sollen auch 

eine Reform der Verträge fordern können. Mittelfristig wollen wir zü gesamteüropa ischen 

Volksentscheiden aüf EU-Ebene kommen. Weiterhin sollte die Unionsbürgerschaft nicht nür das 

eüropa ische ünd lokale, sondern aüch das regionale ünd nationale Wahlrecht am Wohnsitz ümfassen. 

Die Bü rger*innen sollten darin gesta rkt werden, beim EüGH ihre Gründ- ünd Bü rgerrechte 

einzüklagen. Die EU-Gründrechtecharta sollte nicht nür fü r das Handeln der EU ünd Mitgliedstaaten im 

Rahmen der EU-Vertra ge, sondern aüch darü ber hinaüs Anwendüng finden. Wir wollen, dass alle mit 

der Unionsbü rgerschaft verbündenen Rechte ünabha ngig von der nationalen Bü rgerschaft aüf Daüer 

gelten, wenn sie einmal erworben würden. 

 

Der Weg zu einer Föderalen Republik Europa 

 

Der Weg vom Staaten-Verbünd zür fo deralen Repüblik Eüropa ümfasst drei, sich teilweise 

ü berlappende Pfade: o ffentliche Debatten zür Zükünft Eüropas; Reformverhandlüngen im Rahmen der 

derzeitigen Vertra ge; Vertragsrevision dürch einen Eüropa ischen Konvent. 

 

(1) Institütionelle EU-Reformen sind fü r üns Grü ne kein Selbstzweck. Die hier entwickelte Vision einer 

eüropa ischen demokratischen Fo deration dient dem ü bergeordneten Ziel einer daüerhaften 

Züsammenarbeit in transnationalen Problemfeldern, wie Klima- ünd Umweltschütz, Verbrechens- ünd 

Korrüptionsbeka mpfüng, Migrations- ünd Asylpolitik, Aüßen- ünd Sicherheitspolitik, Forschüng ünd 

Bildüng. Ganz vorn steht fü r üns dabei die Vollendüng der Wirtschafts- ünd Wa hrüngsünion dürch die 

Schaffüng einer Sozialünion mit aütomatischen Stabilisatoren fü r Perioden der Rezession. Mit neüen 
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Programmen wie einer eüropa ischen Arbeitslosen-Rü ckversicherüng wollen wir die EU krisensicherer 

machen. Denn wir sehen klar: Wirtschaftliche Globalisierüng ünd Freihandel werden nür dann 

Reichtüm fü r breitere Teile der Gesellschaft schaffen, wenn die Politik die dafü r notwendigen 

Leitplanken setzt. Mit o ffentlichen Kampagnen ünd Debatten zür Zükünft Eüropas wollen wir züna chst 

diese eüropapolitische Agenda, ünd damit aüch ünseren grü nen Eüropadiskürs, ünd das heißt ünser 

Narrativ fü r eine fo derale Repüblik Eüropa nach vorne bringen. 

  

(2) Soweit mo glich wollen wir die no tigen Reformen im Rahmen der derzeitigen Vertra ge dürchfü hren. 

Dabei gilt es, den Züsammenhalt der Union zü wahren ünd Aüsgrenzüngen zü vermeiden. Wir wollen 

gerade die neüeren Mitgliedsstaaten ünd die perspektivische Erweiterüng der EU stets mitdenken. 

Aber aüch die differenzierte Züsammenarbeit mit alten ünd neüen Partnern – sowie mit der Schweiz, 

Norwegen, Island ünd Großbritannien - müss nün ihren festeren Platz finden. Die vorgeschlagenen 

Reformen sollen es fü r die EU einfacher machen, mit Partner- ünd neüen Mitgliedstaaten kü nftig besser 

züsammenzüarbeiten. Weitere Integrationsschritte wollen wir im Rahmen der Vertra ge ünd nicht mehr 

dürch neüe zwischenstaatliche Vertra ge vornehmen, - wie in der Staatsschüldenkrise im Eüroraüm. 

Gleichzeitig pla dieren wir fü r eine bessere Nützüng der im Vertrag von Lissabon rühenden „versta rkten 

Züsammenarbeit“. Dieses Verfahren bietet Grüppen von Mitgliedstaaten die Mo glichkeit, weitere 

Integrationsschritte zü gehen, ohne den EU-Rahmen zü verlassen. Sie erlaübt es Kontroversen aüf 

Feldern zü lo sen, wo bisher nicht alle Mitgliedstaaten gewillt waren, Fortschritte zü machen, z.B. 

hinsichtlich der Abschaffüng der Einstimmigkeit in gemeinschaftlich geteilten Politikfeldern. 

 

Eine EU der ünterschiedlichen Geschwindigkeiten darf aber nicht zü daüerhaften Clübs fü hren, damit 

diese nicht die Fliehkra fte der Desintegration versta rken. Die Tü ren fü r die ü brigen Mitgliedsla nder 

mü ssen offenbleiben ünd Kommission, Rat ünd Parlament ihre Züstimmüng geben. 

 

(3) Soweit gründsa tzliche A nderüngen der EU Vertra ge ünerla sslich werden, sprechen wir üns fü r die 

Aktivierüng des im Vertrag von Lissabon vorgesehenen Verfahrens eines Eüropa ischen Konvents aüs. 

Neben Regierüngen, Parlamentariern ünd Vertretern der EU Institütionen sollte der Konvent aüch die 

Zivilgesellschaft einbeziehen ünd breite gesellschaftliche Debatten zür Erneüerüng der EU anstoßen. 

Nür ein solcher Konvent kann die demokratische Legitimation fü r die Verwandlüng der Staaten-Union 

in eine eüropa ische Fo deration beschaffen. Die Vorschla ge des Konvents sollten von den Eüropa ischen 

Bü rger*innen in einem eüropaweiten Referendüm mit doppelter Mehrheit (Mehrheit der Stimmen in 

einer Mehrheit der Mitgliedstaaten) abgestimmt werden. 

 

Bei jedem kü nftigen Integrationsschritt mü ssen die Bü rger*innen im Mittelpünkt stehen. Ein 

gemeinsamer Wa hrüngsraüm, eine eüropa ische Wirtschaftsregierüng ünd eine eüropa ische 

parlamentarische Demokratie stellen an sie neüe Anforderüngen. Diese Heraüsforderüngen zü 

meistern ünd alle Betroffenen bestmo glich mitzünehmen wird stets im Foküs Grü ner Eüropapolitik 

stehen. Gerade diejenigen, fü r die die eüropa ische Einigüng Vera nderüngen im Leben oder Berüf 

bedeütet, gilt es zü schü tzen ünd zü sta rken. 

 

Unsere hier beschriebene Zükünftsvision einer „Fo deralen Repüblik Eüropa“ verstehen wir nicht als 

Finalita t, als ein Endstadiüm des eüropa ischen Einigüngsprojekts. Wir sehen sie vielmehr als einen 

Kompass fü r den Weg von der Staaten-Union zür Fo deration. Diese ünterscheidet sich von einer 

„eüropa ischen Konfo deration“ oder „Eidgenossenschaft“ insofern als sie die Soüvera nita t der fo deralen 

Entscheidüngsebene sta rkt. Gleichzeitig geht ünsere fo derale Repüblik aüch ü ber einen „eüropa ischen 

Bündesstaat“ oder die „Vereinigten Staaten von Eüropa“ hinaüs, weil sie die repüblikanischen Elemente 

der Bü rgerünion nach vorne stellt. Denn ohne Rechts- ünd Verfassüngsstaaten wird die Zükünft 

Eüropas genaüso wenig zü machen sein wie ohne eine demokratische Bü rgergesellschaft. Insofern 

mo chte ünsere Grü ne Eüropa-Vision die große Gründsatzdebatte fortfü hren, welche zahlreiche 

Eüropa er*innen mit ihren Ideen fü r ein fo deralistisches, demokratisches Eüropa immer wieder neü 

angestoßen haben. 


